
Selbstbestimmungsinitiative. Synopsis Verfassungstexte (Änderungen gelb markiert) 
 

 

Text Bundesverfassung 

 
 
Art. 5  Grundsätze rechtsstaatlichen Handelns 
1 Grundlage und Schranke staatlichen Handelns ist das Recht. 
2 Staatliches Handeln muss im öffentlichen Interesse liegen und verhältnismässig sein. 
3 Staatliche Organe und Private handeln nach Treu und Glauben. 
4 Bund und Kantone beachten das Völkerrecht. 
 

 
 
 
Art. 56  Beziehungen der Kantone mit dem Ausland 
1 Die Kantone können in ihren Zuständigkeitsbereichen mit dem Ausland Verträge schliessen. 
2 Diese Verträge dürfen dem Recht und den Interessen des Bundes sowie den Rechten anderer 
Kantone nicht zuwiderlaufen. Die Kantone haben den Bund vor Abschluss der Verträge zu 
informieren. 
3 Mit untergeordneten ausländischen Behörden können die Kantone direkt verkehren; in den 
übrigen Fällen erfolgt der Verkehr der Kantone mit dem Ausland durch Vermittlung des 
Bundes. 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Art. 190  Massgebendes Recht 
Bundesgesetze und Völkerrecht sind für das Bundesgericht und die anderen rechts-
anwendenden Behörden massgebend. 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 

 
 
 

Text Selbstbestimmungsinitiative 

 
 
Art. 5  Grundsätze rechtsstaatlichen Handelns 
1 Grundlage und Schranke staatlichen Handelns ist das Recht. Die Bundesverfassung ist die 
oberste Rechtsquelle der Schweizerischen Eidgenossenschaft.  
2 Staatliches Handeln muss im öffentlichen Interesse liegen und verhältnismässig sein. 
3 Staatliche Organe und Private handeln nach Treu und Glauben. 
4 Bund und Kantone beachten das Völkerrecht. Die Bundesverfassung steht über dem 

Völkerrecht und geht ihm vor, unter Vorbehalt der zwingenden Bestimmungen des 
Völkerrechts. 
 
Art. 56  Beziehungen der Kantone mit dem Ausland 
1 Die Kantone können in ihren Zuständigkeitsbereichen mit dem Ausland Verträge schliessen. 
2 Diese Verträge dürfen dem Recht und den Interessen des Bundes sowie den Rechten anderer 
Kantone nicht zuwiderlaufen. Die Kantone haben den Bund vor Abschluss der Verträge zu 
informieren. 
3 Mit untergeordneten ausländischen Behörden können die Kantone direkt verkehren; in den 
übrigen Fällen erfolgt der Verkehr der Kantone mit dem Ausland durch Vermittlung des 
Bundes. 
 
Art. 56a   Völkerrechtliche Verpflichtungen  
1 Bund und Kantone gehen keine völkerrechtlichen Verpflichtungen ein, die der 
Bundesverfassung widersprechen.  
2 Im Fall eines Widerspruchs sorgen sie für eine Anpassung der völkerrechtlichen 

Verpflichtungen an die Vorgaben der Bundesverfassung, nötigenfalls durch Kündigung der 
betreffenden völkerrechtlichen Verträge.  
3 Vorbehalten bleiben die zwingenden Bestimmungen des Völkerrechts.  
 
 
Art. 190  Massgebendes Recht 
Bundesgesetze und völkerrechtliche Verträge, deren Genehmigungsbeschluss dem 
Referendum unterstanden hat, sind für das Bundesgericht und die anderen rechts-
anwendenden Behörden massgebend.  

 
Art. 197  Ziff. 12  
12. Übergangsbestimmung zu Art. 5 Abs. 1 und 4 (Grundsätze rechtsstaatlichen Handelns), 
Art. 56a (Völkerrechtliche Verpflichtungen) und Art. 190 (Massgebendes Recht)  
Mit ihrer Annahme durch Volk und Stände werden die Artikel 5 Absätze 1 und 4, 56a und 
190 auf alle bestehenden und künftigen Bestimmungen der Bundesverfassung und auf alle 
bestehenden und künftigen völkerrechtlichen Verpflichtungen des Bundes und der Kantone 
anwendbar.  


